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Beratungsfolge: Datum:
Kreistag Uckermark 04.12.2013
Inhalt:

Haushaltsansatz 2013 fur die Bezuschussung von Kitas nach 816, Absatz 2 KitaG

Fragestellung:

Warum hatte die Verwaltung flir den Haushalt 2013 im ,Produkt” 35610,
Tageseinrichtungen fir Kinder, eine Tarifsteigerung von 2,5% fur die Bezuschussung nach
816, Abs. 2 KitaG eingeplant trotz Kenntnis aller angeblich entgegenstehender Grinde?
Warum wurde keine nachtragliche Korrektur durchgefuihrt und dem Kreistag zur Kenntnis
gegeben, dass trotz Haushaltsansatz Mittel in betrachtlicher Grosse nicht zur Auszahlung
kommen? Warum liess man so eine Tauschung der Abgeordneten zu ?

Begriindung:
Ausweislich des Haushalts 2013/2014 hatte die Verwaltung, Produktverantwortlicher Herr

Stack, eine Tarifsteigerung von 2,5% fur 2013 bertcksichtigt. Dazu heisst es im Haushalt
unter ,Transferaufwendungen®:

"Gemall 816 Abs. 2 KitaG hat der Landkreis dem Trager der Kindertagesstatte einen
Zuschuss pro belegtem Platz zu den Kosten des notwendigen padagogischen Personals zu
gewahren.......

Die Ermittlung des Haushaltsansatzes erfolgt unter Zugrundelegung Kosten pro Kind von
2883,26 EUR auf der Basis von 2012. Zusatzlich wird eine Tariferh6hung in Hohe von 2,5%
bertcksichtigt, so dass die Kosten pro Kind und Quartal 738,84 EUR betragen (2883,26
EUR +2,5%=2955,34 EUR /4 Quartale)."

Der relevante Tarifvertrag ist der TV SuE. Nach diesem Vertrag erhdhte sich der Tarif zum
01.01. 2013 um 1,4%, sowie zum 01.08.2013 um weitere 1,4%. Der Tarifvertrag war Ende
April 2012 rickwirkend zum 01.03.2012 in Kraft gesetzt worden, war also offensichtlich die
Grundlage dieser Erh6hung.

Das steht auch im Einklang mit der Drucksache 22-A/2011, 2. Version. Dort ist der
grundlegende Betrag fur den Zuschuss (Bemessungsgrosse) nur fur das Jahr 2012
berechnet, wahrend die Grdsse fiur 2013 nicht berechnet wurde, obwohl die Laufzeit der
Feststellung der Drucksache bis Ende 2013 reichen sollte. Die Feststellung der
Bemessungsgrosse basierte ausweislich ihrer ,Begrindung® auf dem Tarif Gruppe 6, Stufe
5. Heisst es doch in der Begrindung der genannten Drucksache:

"Fir den Zeitraum 01.04.2012 bis 31.12.2013 erfolgt die Ermittlung der Durchschnittssatze
gemal 8§ 16 Abs. 2 KitaG auf der Grundlage des Tarifvertrags Sozial- und Erziehungsdienst
Entgeltgruppe S 6/Entwicklungsstufe 5." Und zwar ohne Einschrankung.
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Nicht zuletzt wird der Haushaltsansatz 2013 dem Gesetz gerecht, da es dort heisst:
"Bemessungsgrofie sind die Durchschnittssatze der jeweils giltigen Vergutungsregelung.”

Nun erhielt ich auf meine Frage, warum die um 2,5% erhohten Betrage nicht zur Auszahlung
kamen, folgende Antwort des Landrates:

"In die Planung aufgenommen werden alle verbindlichen und méglichen Indikatoren, die die
Kostenseite direkt oder indirekt beeinflussen konnen. Sowohl Kinderzahlen,
Betreuungsumfange, Inanspruchnahmequoten innerhalb und ausserhalb der Uckermark als
auch Werte fur gesetzliche bzw. verbindliche Kostensteigerungen werden bei der Ermittlung
des Haushaltsansatzes berucksichtigt.

Ein Anspruch auf Auszahlung dieser Planzahlen an Dritte lasst sich hieraus nicht herleiten.
Vielmehr werden die Zuschisse zu den Kosten des notwendigen padagogischen
Personals an die Trager von Kindertageseinrichtungen und die Kostenausgleiche an die
Gemeinden jeweils nach den Regelungen des KitaG in Verbindung mit der
Kindertagesstatten- Betriebskosten- und Nachweisordnung gewahrt."

Zum Zeitpunkt der Aufstellung des Haushalts 2013/2014 war die Regelung fur die
Zuschusse in Form der Drucksache 22-A/2011, 2. Version, datiert vom 05.03.2012, bekannt.
Ebenso die zitierten "Regelungen des KitaG in Verbindung mit der Kindertagesstatten-
Betriebskosten und Nachweisordnung". Auch gab es Anderungen weder am Kita-Gesetz,
noch an den zitierten ,Ordnungen®, die nach der Aufstellung des Haushalts die
Haushaltsansatze ungultig gemacht hétten. Trotzdem wurde der Haushalt wie oben
dargestellt aufgestellt und auch nachtréglich nicht korrigiert.

Es war also fur die Verwaltung offensichtlich, dass die Tarifsteigerungen im Haushalt zu
berucksichtigen waren. Sie hatten auch zur Auszahlung kommen mussen, denn
entgegenstehende neue Griinde gab es nicht.

Mit der Haushaltsplanung wurde auch das verbreitete Verstandnis untermauert, das in der
Begrindung der DS 22-A/2011, 2. Version zum Ausdruck kommt (siehe oben), namlich dass
die Zuschusse auf der Grundlage des Tarifvetrags Entgeltgruppe 6, Stufe 5 erfolgen (siehe
oben).

Der Haushaltsansatz fur Transferleistungen erhdhte sich von 2012 auf 2013 um 4,6%,
davon beruhen 2,1% auf einer Zunahme der Kinderzahl, weitere 2,5% auf der
Tarifsteigerung, also keine Eventualplanung, sondern konkret begriindet und der Rechtslage
entsprechend.

Wenn nun angesichts der Fakten ohne nahere Beweisfliihrung einfach behauptet wird, dass
im konkreten Fall kein Anspruch auf Umsetzung des Haushaltsansatzes besteht, so ist das
vollig unzureichend, weil der Planansatz nachweislich in Kenntnis aller mdglicherweise
entgegenstehender Griinde erfolgte. Eine ohne weiteres nachtragliche Korrektur des
Haushaltes und Wiedervorlage im Kreistag erfolgte nicht, ebensowenig eine Unterrichtung,
dass und aus welchen Griinden die geplanten Mittel nicht zur Auszahlung kommen werden.
So muss die Zurtickhaltung der Mittel als Willkirakt der Verwaltung angesehen werden, der
nicht hinnehmbar ist.

Die Vorgehensweise der Verwaltung war geeignet, die Abgeordneten zu tauschen und so

blieb die Nichtauszahlung der Mittel lange unentdeckt, erst durch einen Hinweis der Kitas
wurde das Vorgehen der Verwaltung offenbar.
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Notfalls bedarf es der gerichtlichen Uberprufung.

gez. Dr. Gerlach 29.10.2013
Unterschrift Datum

Anlagenverzeichnis:

Seite 3von 3 AF/148/2013



	ref_voname
	Beschlußvorschlag
	Kontrollkästchen1
	Kontrollkästchen2
	Gremium
	Datum
	Beratungsfolge
	Sachverhalt
	SMC_BM_VOTEXT6
	Anlage

